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An den 2015-01-26

Rat der Stadt Braunschweig und

seine Ausschüsse

Aufforderung zur Änderung des B-Plan-Entwurfs TH 22

Die Bürgerinitiative Strahlenschutz BISS e. V. hat bereits seit mehr als drei Jahren den
Ratsmitgliedern immer wieder mit behördlich ermittelten Daten vor Augen geführt, dass der
Standort der radioaktive Stoffe verarbeitenden Firmen in Braunschweig zum Schutz der
Bürger eingeschränkt werden muss. Stattdessen sollen durch den neuen Bebauungsplan
jetzt illegale Zustände auf den Firmengeländen für die Zukunft legalisiert und eine
Erweiterung der Atomfirmen durch die Stadt Braunschweig ermöglicht werden.

Hat der Fall "Ritterhude" nicht gezeigt, wie behördliches Nichts tun zu einer Katastrophe
führen kann?

JETZT - vor dem Auslegungsbeschluss - muss durch Änderungen im Bebauungsplan die
Erweiterung des Atomstandortes Braunschweig verhindert werden.

Nehmen Sie als Rat unserer Stadt die Verantwortung für Ihre Bürger wahr und verhindern
Sie die Atommüll-Drehscheibe Braunschweig.

Sie entscheiden am 28.01.2015 über die radioaktive Zukunft im Braunschweiger Land. Solch
eine Entscheidung muss öffentlich im Rat der Stadt und nicht in einem nichtöffentlichen
Ausschuss gefällt werden. Reduzieren Sie das Risiko der Menschen, die hier leben anstatt
es zu erhöhen.

„dass im normalen Betriebsablauf das radiologische Risiko
eines Anwohners der Braunschweiger Betriebe als größer

einzuschätzen ist als das radiologische Risiko eines Anwohners eines
Kernkraftwerkes.“

Vorstand der Bürgerinitiative Strahlenschutz e.V.


